Bundesversammlung der Ökologischen Plattform DIE LINKE tagte in 
Lübecker Jugendherberge

Vom 21. bis 22. April 2012 fand in der Lübecker Jugendherberge das Bundestreffen der ökologischen Plattform DIE LINKE statt. Schon am Freitag reisten Teilnehmer an, um am Infostand der Partei DIE LINKE 
solidarische Wahlkampfhilfe zu leisten. 

Nach dem Rechenschaftsbericht des alten Sprecher - und Koordinierungsrates folgte ein ausführliches Referat über die aktuelle politische und ökologische Situation in Schleswig-Holstein durch Julia Nüss, MdL Schleswig - Holstein DIE LINKE.  Anschließend wurden die Delegierten zum Bundesparteitag und die neuen Mitglieder des Sprecherrates und des Koordinierungsrates der Plattform gewählt. 

Im Mittelpunkt des zweiten Tages der Versammlung stand ein Fachreferat von Johanna Voß, MdB DE LINKE, über die Umweltprobleme durch Fracking (Erdgasförderung mittels einer hochgiftigen, mit Chemikalien versetzte Flüssigkeit, die unter hohem Druck ins Gestein gepresst wird, um das gastragende Gestein aufzubrechen). Das Problem bei dieser Methode: Trinkwasser wird durch die der Flüssigkeit beigemengten, hochgiftigen Chemikalien 
irreversibel verseucht, Mensch und Umwelt vergiftet. Die Ökologische Plattform setzt voll auf erneuerbare Energien, statt auf fossile Klimakiller wie Erdöl, Kohle und Gas. Die Teilnehmer des Treffens stellten durch zahlreiche Gespräche mit den Bürgern fest, dass die Menschen in Schleswig – Holstein zurecht mit großer Sorge die Situation in den abgeschalteten Atom-Kraftwerken Krümmel und Brunsbüttel in ihrem Bundesland  beobachten. Diese AKW sind zwar abgeschaltet, aber die Betreiber beantragen keine Stilllegung und wollen diese AKW auch nicht zurückbauen, denn sie hoffen auf eine Wiederinbetriebnahme. Es gehen nach wie vor große Gefahren von ihnen aus. Ein Beispiel dafür sind die durchgerosteten Fässer mit Atommüll in Krümmel. Mit diesen Erfahrungen und Ängsten fordern die Bürger auch, das nahe AKW Brokdorf sofort stillzulegen und nicht erst 2021. Die Teilnehmer des Bundestreffens fordern in einer dazu verfassten Resolution ergänzend eine sofortige, ergebnisoffene Suche nach einem sicheren Lager für hoch radioaktiven Atommüll. Scharf kritisiert wurde die  Verschleppungstaktik von Umweltminister Röttgen in Form der „Vorläufige Sicherheitsanalyse Gorleben“ .

Dr. Götz Brandt, einer der neu gewählten Sprecher der Ökologischen Plattform ergänzt: „Unter dem Slogan der „Energiewende“ macht sich die Bundesregierung zum Handlanger der Energiekonzerne, indem sie den 
Atomausstieg verschleppt,  die Solarwirtschaft blockiert und nur Großprojekte fördert. Sie zeigt damit wieder einmal, dass eine kapitalorientierte Politik sich nicht an der Sicherheit der Menschen und dem Schutz der Umwelt und der Schaffung von Erwerbsarbeitsplätzen orientiert, sondern an den Profitinteressen der Energiekonzerne.“.
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